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Drucksache V/4295 


Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FPD 
eingebrachten Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 

— Drucksache V/4138 — 


A. Bericht des Abgeordneten Erhard (Bad Schwalbach) 


Der Initiativantrag aller drei Fraktionen über den ' 
Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des Grund- ^ 
gesetzes (Artikel 76 Abs. 3 GG) wurde in der 
230. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
7. Mai 1969 an den Rechtsausschuß federführend und 
an den Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung mitberatend überwiesen. Der 
Rechtsausschuß hat seine Beratung am 16. Mai 1969 
durchgeführt, der Ausschuß für Wahlprüfung, Immu- 
nität und Geschäftsordnung hat sich am 3. Juni 1969 
dem Beschluß des Rechtsausschusses auf unverän- 
derte Annahme dieses Antrages angeschlossen. 

Der Initiativantrag aller Fraktionen beruht auf 
einem Antrag des Bundesrates, den dieser bei der 
Anrufung des Vermittlungsausschusses gegen die 
vom Bundestag beschlossenen Grundgesetzänderun- 
gen zur Finanzreform in der Drucksache V/3826 unter 
Nr. 4 gestellt hat. Begründet wurde dieser Antrag 
damit, daß der Bundesrat keine Möglichkeit habe, 
die Bundesregierung zu veranlassen, eine Initiativ- 
vorlage des Bundesrates innerhalb einer bestimmten 
Frist an den Bundestag weiterzuleiten. Um dem Ini- 
tiativrecht des Bundesrates die nötige verfassungs- 
rechtliche Wirksamkeit zu verleihen, sollte die 
Bundesregierung gehalten sein, Gesetzentwürfe des 
Bundesrates innerhalb der gleichen Sechs-Wochen- 
Frist, der der Bundesrat unterworfen ist, an den 
Bundestag weiterzuleiten. Der Vermittlungsausschuß 
hatte Bedenken dagegen, eine Grundgesetzänderung 
mitzubeschließen, die nur in losem Zusammenhang 


mit der Finanzreform stünde. Die dem Bundestag 
angehörenden Mitglieder des Vermittlungsaus- 
schusses aller drei Fraktionen erklärten sich daher 
bereit, im ordentlichen Verfahren seitens des Bun- 
destages einen Initiativantrag einzubringen. Dies 
ist mit dem vorliegenden Antrag geschehen, zwar 
mit der Abweichung, daß an die Stelle der Sechs- 
Wochen-Frist eine Drei-Monats-Frist gesetzt wurde, 
da die Sechs-Wochen-Frist zu kurz erschien. 

Der Rechtsausschuß hat sich dem Grundanliegen 
des Bundesrates angeschlossen, ohne jedoch die vom 
Bundesrat vorgeschlagene Frist von sechs Wochen 
zu übernehmen. Hier hat er die im Antrag einge- 
setzte Drei--Monats-Frist bestätigt und dies damit 
begründet, daß ein Vergleich mit den Bundesrats- 
fristen angesichts der unterschiedlichen Stellung 
beider Organe — Bundesregierung und Bundesrat — 
nicht möglich ist. Allein die Möglichkeit des Bundes- 
rates, noch im Zweiten Durchgang Einfluß auf eine 
Gesetzesvorlage zu nehmen, verdeutlicht dies. Der 
Rechtsausschuß ist überzeugt, daß die Bundesregie- 
rung die Drei-Monats-Frist braucht und auch in An- 
spruch nehmen muß. Er sieht in diesem Zusammen- 
hang die Gefahr, daß die Frist zu einer Formfrist 
werden könnte, wenn sie zu kurz bemessen würde. 

Aus diesen Gründen fand auch ein Kompromiß- 
vorschlag, an die Stelle der Sechs-Wochen-Frist eine 
Zwei-Monats-Frist zu setzen, keine Mehrheit im 
Ausschuß. Der Rechtsausschuß schlägt die unver- 
änderte Annahme des Antrags vor. 


Bonn, den 6. Juni 1969 

Erhard (Bad Schwalbach) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/4138 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 6. Juni 1969 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Reicht 

Stellv. Vorsitzender 


Erhard (Bad Schwalbach) 

Berichterstatter 
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